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als Gegenstand der politischen Kulturforschung 
Politisches Vertrauen und politisches Effektivitätsbewußtsein 
Das Verhältnis der Bundesbürger zur Politik ist notorisch gestört - so jedenfalls 
stellen es zahlreiche Beobachter der politischen EntwiclJung in der Bundesrepu-
blik dar. Nach landläufigen Vorstellungen präsentiert sich die Politik den Bürgern 
als eine schmutzige, undurchschaubare Angelegenheit, als ein Bereich, der sich 
der Einflußnahme des ,.Mannes auf der Straße« weitgehend entzieht. Den Aktivi-
täten der politischen Führung folgt man mit Argwohn, günstigstenfalls mit Gleich-
gültigkeit. Die Bindungen an das demokratische Institutionensystem scheinen, 
auch fast vierzig Jahre nach der Gründung der Bundesrepublik, noch weitgehend 
von den wirtschafts- und sozialpolitischen Leistungen staatlicher Institutionen 
abhängig zu sein. Der deutsche Michel ist nach diesen Beschreibungen ein 
ausgesprochener Schönwetterdemokrat, dessen politischer Standfestigkeit man 
nicht trauen sollte. 
Natürlich läßt sich nicht eindeutig entscheiden, in welchem Maße dieses pessimi-
stische Bild den tatsächlichen Einstellungen der Bevölkerung zur Politik ent-
spricht. Zwar lieferte die empirische Forschung mittlerweile umfangreiches Mate-
rial über die subjektiven politischen Wahrnehmungs- und Bewertungsmuster der 
Bundesbürger , doch sind diese Daten unterschiedlichen Interpretationen zugäng-
lich. Eine Versachlichung der Diskussion über das Thema ,.Politikverdrossenheit« 
kann man dadurch erreichen, daß man den Untersuchungsgegenstand möglichst 
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genau festlegt. Im Mittelpunkt dieses Beitrages stehen deshalb zwei ausgewählte 
Teilaspekte der politischen Kultur, die im Hinblick auf die politische Entwicklung 
Deutschlands während der letzten hundert Jahre besondere Beachtung verdienen. 
Sie werden auch in der einschlägigen Forschung als Schlüsselgrößen in den 
Beziehungen der Bevölkerung zur Politik behandelt: das Regierungsvertrauen und 
das Effektivitätsbewußtsein1• Diese Konstrukte betreffen die in der Öffentlichkeit 
verbreiteten Vorstellungen von der Kompetenz und der Gemeinwohlorientierung 
der Exekutive (Vertrauen) sowie von der Offenheit, der Transparenz und der 
Beeinflußbarkeit der Politik (Effektivitätsbewußtsein). In ihnen manifestiert sich 
die Wahrnehmung der partizipativen und der regulativen Aspekte der Politik. 
Nach verbreiteter Auffassung bestand in Deutschland zwischen diesen Kompo-
nenten politischer Kultur lange Zeit ein UngIeichgewicht: Das Zusammenspiel 
eines hochentwickelten Regierungsvertrauens mit einem überaus schwachen 
staatsbürgerlichen Kompetenzbewußtsein veranlaßten Gabriel A. Almond und 
Sidney Verba2, die politische Kultur der Bundesrepublik als eine Unter-
tanenkultur zu charakterisieren, die eher den normativen Anforderungen eines 
Obrigkeitsstaates als denen eines demokratisch verfaßten politischen Systems 
entspreche. 
Das Regierungsvertrauen und das Effektivitätsbewußtsein sind keine unveränder-
lichen Größen. Teils bilden sich diese Einstellungen im Zuge langfristiger histori-
scher Entwicklungsprozesse heraus, teils werden sie von kurzfristigen Wandlun-
gen im politischen System oder in dessen Umwelten geprägt. Hierzu gehören 
beispielsweise konjunkturelle Schwankungen, Veränderungen im Bildungssystem 
oder in den Erziehungszielen. Nicht zuletzt vom Auftreten der Regierung in der 
Öffentlichkeit, von ihrem allgemeinen Amtsstil wie auch von ihren Leistungen auf 
bestimmten Politikfeldem, hängt es ab, wie sich die Einstellungen der Bevölke-
rung zum politischen System, zu dessen Teilsystemen und zu den politischen 
Akteuren entwickeln. In den modemen Demokratien stellt sich - ermöglicht und 
vermittelt durch das expandierende Massenkommunikationssystem - die Politik 
als ein Austauschprozeß zwischen den Eliten und den Nichteliten dar. Die 
politische Führung versucht dabei mehr oder weniger erfolgreich, durch mate-
rielle, regulative und symbolische Leistungen die in der Bevölkerung vorhandenen 
politischen Wahrnehmungsmuster umzustrukturieren. In den Gesamtzusammen-
hang dieser Bemühungen gehören die von Ulrich Sarcinelli3 als Politikvermittlung 
beschriebenen Informations- und Partizipationsangebote, Appelle usw. Zumin-
dest in ihren kunfristig wandelbaren Aspekten können wir die politische Kultur 
eines Landes als Produkt solcher Politikvermittlungsstrategien begreifen. 
1 Vgl. dazu mit etwas anderer Terminologie: Gabriel A. Almond/Sidney Verba, The Civic 
Culture. Political Attitudes and Demoracy in Five Nations, Boston 1965, S.168ff. 
2 Gabriel A. Almond/Sidney Verba (Anm. 1), S. 312. 
3 Ulrich Sarcinelli, Politikvermittlung in der Demokratie. Zwischen kommunikativer 
Sozialtechnik und Bildungsauftrag, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50184, S.3-13. 
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Die Nachkriegsentwicklung der Bundesrepublik stellt geradezu ein Paradebeispiel 
für das Zusammenwachsen langfristiger Traditionen und neuer Orientierungsmu-
ster zu einem spezifischen Typus politischer Kultur dar. Das Regierungsvertrauen 
repräsentiert in diesem Entwicklungsprozeß die traditionelle, das politische Effek-
tivitätsbewußtsein die modeme Komponente. Die Balance zwischen diesen bei-
den Einstellungsmustern gehört zu den wichtigsten Merkmalen der politischen 
Kultur der Demokratie. 
Der Begriff politische Kultur als theoretische Grundlage 
Mit den kulturellen Aspekten des menschlichen Zusammenlebens beschäftigen 
sich die Sozialwissenschaften seit mehr als hundert Jahren. In der Politikwissen-
schaft tauchte der Begriff ,.politische Kultur« erstmals vor etwa 30 Jahren auf, als 
man sich in den Vereinigten Staaten darum bemühte, die politikwissenschaftliche 
Forschung aus den engen Grenzen der Institutionenlehre und der Ideengeschichte 
herauszuführen und sie auf diese Weise den tatsächlichen politischen Vorgängen 
näher zu bringen·. Anders als heute war der Begriff ,.politische Kultur« in dieser 
Phase kein l'\lIerweltsbegriff. Er war klar definiert und auf einen fest umrissenen 
Realitätsausschnitt bezogen, nämlich die Einstellungen der Bevölkerung zur Poli-
tik: ,. Tbe tenn >political culture< ... refers to specifically political orien-
tations, ... attitudes toward tbe political system and its various parts, and the 
attitudes toward tbe role of the selt in tbe system.«5 (,.Der Begriff >politische 
Kultur< ... bezeichnet die spezifisch politischen Orientierungen, ... auf das poli-
tische System, seine Teile und die Rolle des Bürgers in der Politik« - [Übers. 
OWG].) 
Wie sich im gesellschaftlichen Differenzierungsprozeß besondere Einstellungen 
zur Wissenschaft, zur Religion, zum Wirtschaftsleben und anderen Sozialberei-
chen herausbilden, so gibt es nach den Annahmen der politischen Kulturforschung 
auch speziell auf das politische Leben bezogene Vorstellungsmuster, die das 
politische Handeln der Menschen beeinflussen. Der Begriff politische Kultur 
diente dazu, die Verteilung dieser Einstellungen in der Bevölkerung eines Landes 
oder einer kleineren Gruppe zu kennzeichnen: ,.Tbe political culture of anation is 
tbe particular distribution of patterns of orientation among the members of the 
nation.«6 (,.Die politische Kultur einer Nation ist die besondere Verteilung von 
Orientierungsmustern unter den Mitgliedern dieser Nation.«) Sie wird zwar 
empirisch durch die Untersuchung individueller Einstellungen ermittelt, ist aber 
ein Kollektivmerkmal. 
4 Gabriel A. Almond, Tbe InteUectuai History of the Civic Culture Concept, in: Gabriel 
A. AlmondlSidney Verba (&Is.), Tbe Civic Culture Revisited. An Analytic Study, 
Boston 1980, S. 1-36. 
S Gabriel A. AlmondlSidney Verba (Anm. 1), S. 12. 
6 Ebd., S.13. 
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In allen modernen politischen Systemen verfügt die Bevölkerung über einen 
Mindestbestand an politischen Kenntnissen und Wahrnehmungen. Erst wenn die 
Politik im Bewußtsein der Bürger einen festen Platz gefunden hat, kann sich die 
für jedes politische System funktionsnotwendige Akzeptanz herausbilden, die 
David Easton 7 als politische Unterstützung bezeichnete. Fehlen solche Einstellun-
gen, dann ist die Durchsetzung politischer Entscheidungen nur durch die Andro-
hung oder gar den Einsatz physischer Zwangsmittel möglich. Auf Dauer kann 
kein politisches System seinen Fortbestand ausschließlich durch Gewaltanwen-
dung sichern. Für eine Demokratie kommt eine solche Lösung erst recht nicht in 
Frage, da die Ausübung staatlicher Macht normativ durch die freiwillig erteilte 
Zustimmung der Bevölkerung zur Ausübung und Verteilung von Herrschaftsfunk-
tionen begründet ist8• Eine demokratische politische Kultur zeichnet sich nach 
A1mond und Verba9 durch eine mehr oder weniger stark ausgeprägte Identifika-
tion der Bevölkerung mit dem Gesamtsystem (politisches Regime, politische 
Gemeinschaft), dessen Willensbildungs- (Input) und Exekutivorganisation (Out-
put) aus. In der »Civic CuIture« betrachten sich die Bürger als gleichberechtigte 
Mitglieder der politischen Gemeinschaft. Sie unterstützen die geltenden politi-
schen Werte und Spielregeln. Der politischen Führung gestehen sie das Recht zu, 
für die Allgemeinheit verbindliche Entscheidungen zu fällen und durchzusetzen. 
Zwar bringt man der Regierung grundsätzlich Vertrauen entgegen, doch ist man 
im Bedarfsfall bereit, sich auch selbst um die Artikulation und Umsetzung 
politischer Forderungen zu kümmern. Obgleich Almond und Verba keine präzi-
sen Angaben über das für eine funktionsfähige Demokratie erforderliche Ausmaß 
an Vertrauen und Kompetenzbewußtsein machen, schreiben sie diesen Einstel-
lungsmustern in ihrer Demokratiekonzeption eine maßgebliche Rolle zu 10. 
In Anbetracht der nahezu beliebigen Verwendung des Begriffs »politische Kultur« 
im wissenschaftlichen wie im außerwissenschaftlichen Sprachgebrauch erscheint es 
wichtig, die theoretischen Ursprünge dieses Konzepts herauszuarbeiten. Sämtli-
che bisherigen Versuche zur theoretischen Weiterentwicklung brachten nämlich, 
wie Max Kaase ll zu Recht hervorhebt, eher Konfusion als substantielle Fort-
schritte in der Theorie oder in der empirischen Forschung. Das Abgehen von der 
ursprünglichen einstellungsorientierten Fassung führte in der Tendenz dazu, daß 
sämtliche nicht-institutioneUen Aspekte der Politik unter den Begriff »politische 
7 David Easton, A Re-Assessment of the Concept of Political Suppon, in: British Journal 
of Political Science, 5 (1975) 4, S. 435--457. 
8 Vgl. dazu auch: Max Kaase, Systemakzeptanz in westlichen Demokratien, in: Ulrich 
Matz (Hrsg.), Aktuelle Herausforderungen der repräsentativen Demokratie, Zeitschrift 
für Politik, (1985) Sonderheft 2, S. 199ff. 
9 Gabriel A. AlmondlSidney Verba (Anm.l), S.16ff.; vgl. auch David Easton (Anm. 7). 
10 Vgl. Gabriel A. AlmondlSidney Verba (Anm.l), S. 337ff. 
11 Max Kaase, Sinn und Unsinn des Konzepts ,.Politische Kultur« für die Vergleichende 
Politikforschung, oder auch: Der Versuch, einen Pudding an die Wand zu nageln, in: 
Max KaaselHans-Dieter Klingemano (Hrsg.), Wahlen und politisches System. Analysen 
aus Anlaß der Bundestagswah11980, Opladen 1983, S.I44-171. 
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Kultur« subsumiert wurden, obgleich für die betreffenden Sachverhalte brauch-
bare theoretische Begriffe, etwa der des politischen Verhaltens oder des politi-
schen Prozesses, zur Verfügung standen. 
Das Festhalten am Konzept politischer Kultur als »Verteilung individueller Orien-
tierungen auf politische Objekte unter den Mitgliedern eines politischen Kollek-
tivs« ist nicht allein aus theoretischen Gründen sinnvoll. Die Ableitung des 
Konzeptes politische Kultur aus den Einstellungen der Bevölkerung zur Politik 
stellt darüber hinaus eine Verbindung zur empirischen Meinungsforschung her, 
deren Ergebnisse gegenwärtig bei weitem noch nicht in dem Maße genutzt 
werden, wie es im Interesse einer systematischen Integration von Theorie und 
empirischer Forschung wünschenswert wäre. 
Entstehungsbedingungen der Untertanenkultur in Deutschland 
Zumindest zum Teil ist die politische Kultur eines Landes das Produkt langfristi-
ger historischer Entwicklungsprozesse. Die Beziehungen der Deutschen zum 
modemen Staat wurden zunächst dadurch geprägt, daß der nationale Einigungs-
prozeß im vergangenen Jahrhundert nicht mit dem Entstehen eines liberalen 
Verfassungsstaates einherging, sondern unter obrigkeitsstaatlichen Vorzeichen 
erfolgte. In mancherlei Hinsicht entsprachen die politischen Strukturen des Deut-
schen Reiches von 1871 ansatzweise den Prinzipien eines modemen Verfassungs-
staates. Dies gilt vor allem für die regulativen Institutionen des politischen 
Systems. Zu Recht weist Jakob Schissler12 in diesem Zusammenhang auf das 
Rechtsstaatsprinzip hin, das die Unabhängigkeit der Justiz und die Rechtsbindung 
der Verwaltung begründete, allerdings formal und positivistisch blieb. Der in der 
Bevölkerung verbreitete Glaube an die Unbestechlichkeit, Leistungsfähigkeit und 
Gesetzlichkeit der Exekutive war ohne Frage ein »modemes« Merkmal in der 
politischen Kultur des Kaiserreiches. Es wurde durch die im internationalen 
Vergleich frühe Institutionalisierung des Sozialstaates und durch das aktive staatli-
che Engagement im sozio-ökonomischen Modernisierungsprozeß gestützt13• 
Der Ausbildung der partizipativen Elemente einer modemen demokratischen 
Staatsbürger kultur jedoch standen die bestehenden politischen Strukturen entge-
gen. Zwar räumte die Reichsverfassung in Artikel 12 der erwachsenen männlichen 
Bevölkerung das Recht ein, in allgemeiner, unmittelbarer und geheimer Wahl den 
Reichstag zu bestellen, doch hatte dieser keinen Einfluß auf die Regierungsbil-
dung. Die legislativen Kompetenzen des demokratisch gewählten Parlaments 
konnten sich ebenfalls nicht voll entfalten, da der von den FÜTstenhäusern 
beschickte Bundesrat in der Gesetzgebung über ein uneingeschränktes Vetorecht 
12 Jakob Schissler, Zu einigen Problemen der Politischen Kultur der Bundesrepublik, in: 
Zeitschrift für Politik, (1978) 25, S. 159f. 
13 Vgl. Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, München 1971, 
S.44H. 
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verfügte. Die Verfassung enthielt keinen Grundrechtskatalog, der die freie politi-
sche Betätigung der Bevölkerung gesichert hätte. Unter diesen Bedingungen war 
es möglich, mißliebigen politischen Gruppierungen, wie der SPD, durch einfachen 
Parlamentsbeschluß politische Betätigungsrechte zu entziehen oder diese doch 
zumindest drastisch einzuschränken. 
An der Schwelle zum zwanzigsten Jahrhundert präsentierte sich das Deutsche 
Reich als autoritärer Wohlfahrtsstaat: »Der autoritäre Staat beruht auf dem 
unbestrittenen Führungsanspruch einer meist traditionallegitimierten Schicht, die 
keiner verbindlichen Kontrolle durch repräsentative Institutionen ausgesetzt ist , 
die vielmehr die Vielen an politischer Teilnahme hindert, bis sie selbst auf ihren 
Anspruch verzichten. Der autoritäre Staat ist ... kein Willkürregime. Seine Trä-
ger herrschen nicht mit Terror, sondern mit jener Mischung von Strenge und 
Wohlwollen, die die patriarchalische Familienstruktur kennzeichnet .... Autoritär 
ist also eine Politik, die sich nicht ausschließlich der >Repression, bedient, sondern 
gleichzeitig um die Wohlfahrt seiner Bürger besorgt ist. Die Verbindung von 
Sozialistenrsetz und Sozialgesetzgebung ... ist dafür eine nachdrückliche Illu-
stration.,,! 
Dem autoritären Staat entsprach ein Typus politischer Kultur, in dem die Politik 
als Angelegenheit kompetenter, am Gemeinwohl orientierter Eliten galt. Für den 
einzelnen Bürger war es unsachgemäß und überflüssig, sich in derartige Fragen 
einzumischen. Nachträglich läßt sich nicht mehr ermitteln, in welchem Maße diese 
Kombination von Vertrauen und politischer Inkompetenz die öffentliche Meinung 
im kaiserlichen Deutschland tatsächlich prägte . Jedoch belegen die Umstände der 
nationalsozialistischen Machtergreifung im Jahre 1933 deutlich die nachhaltige 
Wirksamkeit legalistisch-obrigkeitlicher Traditionen in Deutschland!5. 
Politisches Vertrauen in der Bundesrepublik 
Mit dem Aufbau eines demokratischen Staates im Jahre 1949 verschwanden die 
tradierten obrigkeitsstaatlichen Orientierungsmuster nicht völlig. Die zunächst 
noch ungebrochene Anziehungskraft der politischen Verhältnisse im Kaiserreich 
und in der ersten Phase der nationalsozialistischen Diktatur ist in mehreren 
Untersuchungen der politischen Kultur der Bundesrepublik eindrucksvoll doku-
mentiert. Erst allmählich arrangierten sich die Bundesbürger mit der neuen 
politischen Ordnung; die autoritären Alternativen zur Demokratie verloren nach 
und nach ihre Attraktivität!6. 
14 Ebd., S. 68f. 
15 Vgl. auch: Helge Pross, Was ist heute deutsch? Wertorientierungen in der Bundes-
republik, Reinbek 1982, S. 21 ff. 
16 Vgl. David P. Conradt, Changing Gerrnan Political Culture, in: Gabriel A. Almond! 
Sidney Verba (Anm. 4) , S. 212-2n; Kendall L. BakerlRussel J. DaltonIKai Hildebrandt, 
Gerrnany Transforrned. Political Culture and the New Politics, Cambridge 1981, S. 21 ff. 
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Während der fünfziger Jahre gab es zunächst nur wenig Chancen für einen Abbau 
der Untertanenkultur . Die Aufmerksamkeit der Bevölkerung galt dem wirtschaft-
lichen Wiederaufbau und der Sicherung der persönlichen Existenz. Die Erfahrun-
gen mit dem Nationalsozialismus und mit der Entnazifizierung dürften das politi-
sche Interesse und die Mitwirkungsbereitschaft kaum stimuliert haben. Schließlich 
schienen auch die Erfolge der Regierungspolitik jenen Recht zu geben, die die 
Auffassung vertraten, der Normalbürger kümmere sich am besten um seine 
privaten Belange und überlasse die Politik den für sie zuständigen Instanzen 17. 
Sofern der Machtmißbrauch durch die Nationalsozialisten das Vertrauen der 
Bevölkerung zur politischen Führung vorübergehend erschüttert hatte, entwik-
kelte sich schon bald wieder ein grundsätzliches Einvernehmen zwischen den 
Regierten und den Regierenden. 
Eine Schlüsselrolle spielte dabei das Wirtschaftswunder. In der Tat nahm sich die 
wirtschaftliche Erfolgsbilanz der Bundesrepublik in der Wiederaufbauphase impo-
nierend aus. Nicht zuletzt infolge eines starken Wirtschaftswachstums verringerte 
sich zwischen 1951 und 1965 die Arbeitslosenzahl von 1,7 Millionen auf 147000. 
Der wirtschaftliche Aufschwung vollzog sich überdies bei einer sehr niedrigen 
Inflationsrate. Der Aufbau der zweiten deutschen Demokratie stand unter 
wesentlich günstigeren wirtschaftlichen Vorzeichen als das gescheiterte Experi-
ment der Weimarer Republik. Die Bundesregierung führte die positive Wirt-
schaftsentwicklung auf die von ihr betriebene Politik der Sozialen Marktwirtschaft 
zurück und konnte diese Botschaft offenkundig auch den Wählern vermitteln. 
Unter dem Eindruck ihrer Wahlniederlagen in den Jahren 1953 und 1957 sah sich 
die oppositionelle SPD gezwungen, programmatisch auf den Regierungskurs 
einzuschwenken und sich den Wählern als die ,.bessere CDU .. zu empfehlen. 
Die deutsche Nachkriegsentwicklung wird in der Literatur als Paradebeispiel für 
die Fähigkeit der politischen Führung dargestellt, durch eine erfolgreiche Politik 
Vertrauenskapital anzusammeln und dies auch auf die politische Ordnung zu 
übertragen18• Andererseits verzögerte der Primat wirtschaftlicher Belange 
zunächst die Ausbreitung partizipativer Normen, obgleich sich in dieser Hinsicht, 
etwa in der Einführung der Montanmitbestimmung, durchaus positive Ansätze 
erkennen ließen. 
Die Zufriedenheit mit den Regierungsleistungen schafft zwar instrumentell oder 
pragmatisch motivierte Vertrauensbeziehungen zwischen der Bevölkerung und den 
politischen Eliten, auf Dauer reichen derartige Einstellungen aber nicht aus, um 
der Regierung den für ein effektives Handeln benötigten Spielraum zu sichern. In 
einer funktionierenden Demokratie bestehen zusätzlich generalisierte, symbo-
lische Austauschbeziehungen zwischen den Wählern und der politischen Führung. 
In ihnen spiegeln sich die Reaktionen der Öffentlichkeit auf den Amtsstil und die 
17 VgI. Manin GreiffenhagenlSylvia Greiffenhagen, Ein schwieriges Vaterland. Zur poli-
tischen Kultur Deutschlands, Frankfurt 1981, S. 66. 
18 VgI. u. a. : David P. Conradt (Anm. 16), S. 221ff. 
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allgemeine Führungskompetenz der Regierung wider. Arthur B. Miller beschreibt 
dieses intrinsische (symbolische, expressive) Vertrauen folgendermaßen: »Political 
trust is the belief that the government is operating according to one's normative 
expectations how govemment should function.«19 (»Politisches Vertrauen besteht 
in der Überzeugung, daß die Regierung in Übereinstimmung mit den in der 
Öffentlichkeit vorhandenen normativen Erwartungen darüber handelt, wie eine 
Regierung handeln sollte.«) 
Obgleich die Beziehungen zwischen den Eliten und den Nicht-Eliten in modemen 
Demokratien durch zahlreiche Institutionen (Presse, Interessenverbände, inter-
personale Kommunikation) vermittelt sind, hat es die politische Führung zumin-
dest zum Teil in der Hand, durch ihre öffentliche Selbstdarstellung politisches 
Vertrauenskapital zu bilden oder zu verspielen. Nicht allein meßbare Leistungen, 
auch der »Regierungsstil« entscheidet darüber, ob sich in der Bevölkerung das 
Gefühl herausbildet, die Regierung sei verläßlich, ehrlich, kompetent und am 
Gemeinwohl orientiert. Die gelegentlich unter dem Schlagwort »Lage gut, Stim-
mung schlecht« geführte Diskussion über die Bewertung der Regierungsarbeit 
illustriert den angesprochenen Unterschied zwischen den symbolischen und den 
pragmatischen Aspekten des Regierungsvertrauens; in diesem Falle sind es weni-
ger die materiellen, vor allem die wirtschaftlichen Leistungen, auf die sich die 
Vorbehalte von Teilen der Öffentlichkeit gegen die Regierung richten, sondern 
vielmehr die öffentliche Darstellung der Regierungsarbeit, die Effektivität des 
Regierungsstils, die tatsächliche oder vermeintliche Häufung von Pannen und die 
wahrgenommene Verteilung der Kosten und der Nutzeffekte der Regierungs-
politik. 
Die Öffentlichkeitsarbeit der Regierung und der sie tragenden Parteien zielt 
darauf ab, die Bevölkerung von der allgemeinen Leistungsfähigkeit und Vertrau-
enswürdigkeit der politischen Führung zu überzeugen und auf diese Weise ein 
günstiges Klima zwischen den Eliten und den Nicht-Eliten zu schaffen. Dies soll 
der Regierung über einzelne Mißerfolge hinweghelfen. Der Erfolg der Regie-
rungsarbeit bemißt sich nicht zuletzt an ihrer Kompetenz auf dem Gebiet der 
symbolischen Politik. Insbesondere solche Wähler, die nur begrenzte Informatio-
nen über die Problemlösungskompetenz von Regierung und Opposition auf 
einzelnen Politikfeldern besitzen, bewerten die Tätigkeit der Regierenden auf der 
Grundlage der wahrgenommenen generellen Führungskompetenz und Vertrau-
enswürdigkeit. 
In einer häufig zitierten Arbeit vergleicht William A. Gamson20 das Regierungs-
vertrauen mit dem Glauben an die Zahlungsfähigkeit einer Bank. Diese geht 
verloren, wenn alle Kunden gleichzeitig ihre Guthaben zurückfordern. In ähnIi-
19 Arthur B. Miller, Rejoinder to >Comment< by Jack Citrin: Political Discontent or 
Ritualism, in: American Political Science Review, 68 (1974) 4, S.989; vgl. auch: Alan 
Marsh, Protest and Political Consciousness, London 1m, S.117. 
20 William A. Gamson. Power and Discontent, Homewood 1968, S. 45ff. 
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eher Weise ist die Regierung auf die Bereitschaft der Bevölkerung angewiesen, 
kurzfristig und punktuell auch solche EITtscheidungen zu akzeptieren, die den 
eigenen Interessen und Erwartungen zuwiderlaufen: »The effectiveness of politi-
cal leadership, then, depends upon the ability of authorities to claim loyal 
cooperation of the members of the system without having to specify in advance 
what such cooperation will entail. Within certain limits, effectiveness depends 
upon a blank-check. The importance of trust becomes apparent: the loss of trust is 
the loss of system power, the loss of ~eneralized capacity for authorities to commit 
resources to attain collective goals ... 1 (»Die Effektivität der politischen Führung 
hängt von ihrer Fähigkeit ab, die loyale Mitarbeit der Systemmitglieder zu 
gewinnen, ohne im vorhinein klarmachen zu müssen, was diese Mitarbeit im 
einzelnen bedeutet. Innerhalb gewisser Grenzen beruht diese Effektivität also 
darauf, daß die Bevölkerung der politischen Führung einen Blankoscheck aus-
stellt. Die Bedeutsarnkeit politischen Vertrauens wird damit klar: Ein Vertrauens-
verlust ist gleichbedeutend mit einem Machtverlust, d.h. dem Verlust der Fähig-
keit der Regierung, Mittel für die Erreichung gemeinschaftlicher Ziele festzu-
legen.«) Das Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit versetzt eine Bank in die Lage, 
ihre Funktionen im ökonomischen System zu erfüllen. Ähnlich kann nur eine 
vertrauenswürdige Regierung auf Dauer mit der freiwilligen Abnahme ihrer 
Entscheidungen durch die Bevölkerung und durch einflußreiche Interessengrup-
pen rechnen. 
In der Bundesrepublik Deutschland fehlt es an einer kontinuierlichen Forschung 
über das Vertrauen der Bürger zu Regierung und Verwaltung. Infolgedessen 
besteht keine Möglichkeit, zuverlässig die langfristige Entwicklung der Vertrau-
ensbeziehungen zwischen den Nicht-Eliten und den Eliten zu beschreiben. In 
»The Civic Culture .. erlaßte man diesen Aspekt der politischen Kultur über die 
Einschätzung der Behörden und der Polizei als fair und gerecht sowie über die 
diesen Institutionen zugeschriebene Bereitschaft, im Konfliktfalle die von den 
Bürgern vorgetragenen Argumente ernsthaft in Betracht zu ziehen. Eine breite 
Mehrheit unter den Bundesbürgern beurteilte in dieser Hinsicht die Exekutive als 
vertrauenswürdig. Wiederholungsbefragungen in den Jahren 1977 und 1980 bestä-
tigten im Prinzip die in »The Civic Culture« ermittelte Konstellation22• 
Für die letzte Dekade gibt es einigermaßen aussagekräftiges, allerdings recht 
disparates Datenmaterial. Zieht man als Ausgangspunkt die Daten der Political-
Action-Studie (1973/76) heran, dann kann von einer gestörten Vertrauensbezie-
hung zwischen den Deutschen und ihrer Regierung keine Rede sein. Im Vergleich 
mit den geradezu niederschmetternden Befunden aus den Vereinigten Staaten, 
Großbritannien oder gar Italien war das Vertrauen der Bundesbürger zu ihrer 
21 Ebd., S. 43. 
22 Vgl. genauere Angaben bei Oscar W. Gabriel, Politische Kultur, Postmaterialismus und 
Materialismus in der Bundesrepublik Deutschland, OpladenlWiesbaden 1986, S. 262ff. 
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Tabelle 1: Regierungsvertrauen in der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen 1974 und 1983 (Angaben in Prozent) * 
Ganz allgemein gesprochen: Würden Sie sagen, daß die Bundesrepublik nur zum 
Besten einiger weniger Interessengruppen regiert wird oder daß die Bundesrepu-
blik zum Wohle aller Bevölkerungsgruppen regiert wird? 
Zum Wohle der Gesamt-
bevölkerung 
Zum Wohle von 
Interessengruppen 
keine Angabe/weiß nicht 
Wie sehr vertrauen Sie 
darauf, daß eine deutsche 
Bundesregierung so han-
delt, wie sie es eigentlich 
sollte? 
Wie sehr vertrauen Sie 
darauf, daß eine deutsche 
Regierung das Wohl von 
Volk und Land über die 
Interessen der Parteien 
1974 
19801 
1974 
19801 
1974 
19801 
1974 
19801 
stellt? 1974 
Wenn Bundestagsabge-
ordnete oder Minister im 
Fernsehen, im Parlament 
oder mit Journalisten 
sprechen - wie oft sagen 
sie da wohl Ihrer Meinung 
nach die Wahrheit? 1974 
61 
72 
27 
15 
12 
13 
Immer Meistens Selten 
10 
13 
7 
4 
40 
53 
33 
27 
38 
26 
40 
51 
N = 2243 
N= 912 
Nie 
7 
3 
12 
12 
k.A . 
6 
N= 
2243 
912 
2243 
2243 
• Die in den Tabellen 1,3,4 und 5 dieser Arbeit benutzten Daten wurden vom Zentral-
archiv für Empirische Sozialforschung (ZA) der Universität zu Köln zugänglich gemacht. 
Sie wurden von der Forschungsgruppe Wahlen e.V. Mannheim bzw. von Klaus Alier-
beck, Max Kaase und Hans-Dieter KIingemann erhoben und vom ZA für die Analyse 
aufbereitet und dokumentiert. Weder die Primärforscher noch das Zentralarchiv tragen 
irgendeine Verantwortung für die Analyse und Interpretation der Daten in diesem 
Beitrag. 
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Zustimmung Ablehnung k.A. N = 
voll weit- weit- voll 
Die gegenwärtige Bundesregie-
rung verhält sich gerecht und fair 
Frühjahr 1980 21 
Herbst 1982 22 
Frühjahr 1983 23 
Die gegenwärtige Bundesregie-
rung schützt die grundlegenden 
Freiheiten der Bürger 
Frühjahr 1980 31 
Herbst 1982 28 
Frühjahr 1983 27 
gehend gehend 
58 
42 
40 
53 
47 
51 
12 
22 
23 
8 
13 
13 
3 
8 
8 
2 
5 
4 
6 
7 
5 
2061 
1622 
1194 
2061 
1622 
1194 
Anmerkungen: Aus den Datensätzen für 1974 und 1980 wurde aus Vergleichsgrunden die 
Altersgruppe der 16- und 17jährigen herausgenommen. Hierdurch verringert sich die 
Fallzahl von 2307 auf 2243 bzw. von 2095 auf 2061. 
1 Befragte 22 Jahre und älter. 
2 Rundungsfehler. 
Quelle: Politische Ideologie I und 11; Wahlstudie 1983. 
Regierung außerordentlich groß23• Einzelne Aspekte der Regierungsarbeit wer-
den aber, wie Tabelle 1 zeigt, recht unterschiedlich beurteilt. Mit großer Deutlich-
keit tritt die traditionelle Neigung der Deutschen hervor, die Regierung als die 
Sachwalterin des Allgemeinwohls gegenüber den Wünschen partikularer Interes-
sengruppen zu begreifen. Wie nachhaltig mittlerweile der Parteienstaat das politi-
sche Bewußtsein der Bundesbürger prägt, wird daraus ersichtlich, daß - abwei-
chend von der traditionell überparteilichen Sichtweise der Exekutive - nur noch 
eine starke Minderheit der Bundesregierung bescheinigt, sie stelle die nationalen 
Interessen über Parteibelange. Die Zweifel an der Wahrheitsliebe der politischen 
Eliten ergeben sich sicher zum Teil aus der Frageformulierung; denn neben der 
Bewertung der Regierung wurden auch die Einstellungen zu den Abgeordneten 
erfragt. Man muß bei der Interpretation dieser Daten zusätzlich den Umstand 
berücksichtigen, daß die betreffende Erhebung während einer schweren Regie-
rungskrise stattfand, die im Mai 1974 zum Rücktritt von Bundeskanzler Brandt 
führte . So lag das Vertrauensniveau in diesem Jahr deutlich niedriger als 1980. 
23 Vgl. die internationalen Vergleichsdaten bei: Alan Marsh (Anm. 19), S.116ff.; Paul A. 
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Abramson, Politica1 Attitudes in America. Formation and Change, San Francisco 1983, 
S.I97ff.; Samuel H. BamesIMax Kaase u. a., Politica1Action: Mass Participation in Five 
Western Democracies, Beverley Hills 1979. 
Das Regierungsvertrauen ist nicht unbedingt mit dem Vertrauen zu Politikern 
gleichzusetzen. Auch in der Gegenwart scheint die Beziehung der Deutschen zur 
Politik noch jene stark gouvernementale Prägung aufzuweisen, die bereits früher 
konstatiert worden war24• Zwar bescheinigte 1980 und 1984· eine Mehrheit der 
Bundesbürger den Politikern, bei ihren Entscheidungen das Gesamtwohl im Auge 
zu haben, doch hatte die Regierung 1974 unter ungünstigeren Bedingungen 
deutlich höhere Werte erzielt. Die Auffassung, die Politiker seien vornehmlich auf 
ihren eigenen Vorteil bedacht, ist in der deutschen Bevölkerung weit verbreitet, 
von ihrer Kompetenz und ihrer politischen Erfahrung ist nur eine Minderheit 
überzeugt (vgl. Tabelle 2). Die Frage, ob die Öffentlichkeit der Regierung eine 
höhere Wertschätzung entgegenbringt als den Politikern, setzt detaillierte empiri-
sche Untersuchungen voraus, die bei der gegenwärtigen Datenlage nicht möglich 
sind. Obgleich die führenden Regierungspositionen mit exponierten Parteipoliti-
kern besetzt sind, enthalten die hier präsentierten Daten geradezu auffällige 
Unterschiede in der Reaktion der Befragten auf die Stimulus-Objekte »Regie-
rung« und »Politiker«. Die politische Entwicklung Deutschlands seit dem Kaiser-
reich bietet für das Faktum einen plausiblen Interpretationshintergrund. In der 
deutschen Politiktradition ist der Begriff Regierung primär mit exekutiven Funk-
tionen verknüpft und entsprechend positiv besetzt. Politik im Sinne von Partei-
politik weckt demgegenüber noch bis in die jüngste Zeit eher negative Gefühle. 
Im Regierungsvertrauen einzelner Bevölkerungsgruppen traten 1974 keine 
wesentlichen Unterschiede auf. Nicht einmal die Parteipräferenz erwies sich als 
ein bedeutsames Differenzierungsmerkmal. Angesichts der scharfen parteipoliti-
schen Polarisierung in den frühen siebziger Jahren ist dieses Ergebnis sicher 
bemerkenswert (vgl. Tabelle 3 auf s. 60). 
Anders als zu erwarten, brachten die tiefgreifenden Umbrüche der Nachkriegszeit 
die gouvernementale Prägung des in Deutschland vorherrschenden Politikver-
ständnisses nicht zum Verschwinden. Ein solcher Effekt ging auch von der Mitte 
der sechziger Jahre einsetzenden »partizipatorischen Revolution« nicht aus. Die 
zunehmende Beteiligungsbereitschaft der Bundesbürger resultierte nämlich kei-
neswegs aus einem rückläufigen Regierungsvertrauen, sondern aus einem gesell-
schaftlichen und politischen Modernisierungsschub, dessen Bedingungen, Form 
und Folgen in der Partizipationsforschung ausgiebig erörtert wurden2S • 
Erst in der Mitte der siebziger Jahre verschlechterten sich die Voraussetzungen für 
den Fortbestand eines stabilen Vertrauensverhältnisses zwischen den Eliten und 
den Nicht-Eliten. Die durch die ambitionierte Politik der »Inneren Reformen« 
geweckten politischen Erwartungen wurden nur zum Teil eingelöst. Einer Periode 
wirtschaftlichen Aufschwunges und großzügiger gesellschaftspolitischer Moderni-
sierungsmaßnahmen folgte seit der Rezession der Jahre 1974/75 die weitaus 
24 Vgl. z. B. Gabriel A. AlmondlSidney Verba (Anm. 1), S. 66; Manfred Koch u. 8., Die 
Deutschen und ihr Staat, Hamburg 1972, S. 25. 
25 Vgl. für viele andere: Samuel H. Barnes/Max Kaase u. a. (Anm.23). 
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Tabelle 2: Vertrauen zu den Politikern in der Bundesrepublik Deutsch-
land, 1977-1984 (Angaben in Prozent) 
Zu- Unentschieden! Ab- N 
stimmung K.A. lehnung 
Politiker verfügen über so 
viel Erfahrung, daß sie bei 
ihren Entscheidungen selten 
Fehler machen l 
1fJ77, Frühjahr 28 18 54 2027 
1977, Herbst 31 18 51 2041 
1978, Frühjahr 26 20 54 2 ()()() 
1fJ79, Frühjahr 25 18 57 2040 
1980. Frühjahr 29 24 4R 4071 
Die Politiker sind a1le gleich, 
sie wirtschaften doch nur in 
die eigene Tasche l 
1977, Frühjahr 45 19 36 2027 
1977, Herbst 36 21 44 2041 
IfJ78, Frühjahr 34 23 43 2 ()()() 
1980, Frühjahr 24 27 51 4071 
Politiker haben im allgemei-
nen bei ihren Entscheidun-
gen das Wohl der gesamten 
Bevölkerung im Auge 
1980, Herbst l 54 19 28 62063 
1984, Frühjahr 52 1 47 3 ()()() 
Die Politiker kümmern sich 
zuviel darum, ihre eigene 
Macht zu erha1ten, anstatt 
sich über die wirklichen Be-
dürfnisse der Bevölkerung 
Gedanken zu machen 
1981, Herbst2 81 1 18 2009 
19R4. Frühjahr 65 1 34 3 ()()() 
1 Die Antworten wurden auf einer Sieben-Punkte-Skala erhoben und sind hier aus 
Gründen der Vereinfachung zusammengefaßt; starke bis schwache Zustimmungen bzw. 
Ablehnungen sowie unentschiedenlkeine Angaben bUden jeweils eine Anwortkategorie. 
2 Die Antworten wurden auf einer Vier-Punkte-Skala erhoben und analog Anmerkung 1 
zusammengefaßt. 
3 Gewichtete Daten. ~ 
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weniger populäre Politik der Sicherung des wirtschaftlichen und sozialen Besitz-
standes. Seit 1975 mehrten sich die Einschnitte ins soziale Netz. Dennoch waren 
den Konsolidierungsbemühungen der Regierung Schmidt nur bescheidene Erfolge 
vergönnt. 1982, im Jahre des Regierungswechsels, erreichte die Arbeitslosigkeit 
mit 1,8 Millionen ein Niveau, wie es seit 1950 nicht mehr registriert worden war. 
Nach einer Stagnation des Brutto-Inlands-Produkts im Jahre 1981 kam es im 
darauffolgenden Jahr zu einem realen Wachstumsrückgang von einem Prozent. 
Diese Entwicklungen vollzogen sich bei einer für die Bundesrepublik hohen 
Inflationsrate26• Infolge der Rekordverschuldung der öffentlichen Haushalte 
(1982: 614,8 Milliarden DM, davon etwa die Hälfte beim Bund) gab es kaum 
Möglichkeiten, den Wirtschaftsprozeß durch staatliche Investitionsprogramme 
anzukurbeln. 
Bei ihrem Amtsantritt im Herbst 1982 befand sich die christlich-liberale Koali-
tionsregierung in keiner besonders günstigen Ausgangslage. Dennoch erfüllte der 
Regierungswechsel offenkundig die ihm in der Demokratie zukommende Auf-
gabe, das verlorengegangene Vertrauen der Bevölkerung zur politischen Führung 
wiederherzustellen. War zwischen dem Herbst 1980 und dem Spätsommer 1982 
die Popularität der sozial-liberalen Regierung und der sie tragenden Parteien 
geradezu dramatisch verfallen, so stieg in den letzten Monaten des Jahres 1982, 
also nach der »Wende«, die Zufriedenheit mit den Leistungen der Bundesregie-
rung wieder deutlich an. Ebenso erhöhte sich die Zahl der Bundesbürger, die die 
Auffassung vertraten, in der Bundesrepublik befänden sich die richtigen Leute in 
den führenden Positionen27• Allerdings war das außerordentlich hohe Vertrauens-
niveau des Jahres 1980 auch nach dem Regierungswechsel noch nicht wieder 
erreicht. Vor allem bezüglich der Gerechtigkeit und Fairneß der Bundesregierung 
zeigte sich 1982/83 ein wesentlich negativeres Meinungsbild als zwei Jahre zuvor. 
Vermutlich fand die emotionalisierte Debatte über die sozialpolitischen Konse-
quenzen der »Bonner Wende« in diesem Antwortverhalten ihren Niederschlag. 
In einem weiteren Punkt gab es einen grundlegenden Unterschied zwischen der 
Situation des Jahres 1982 und jener des Jahres 1980: Wie auf Grund der veränder-
ten parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung zu erwarten, gingen die 
besonders eng mit der SPD und mit den GRÜNEN verbundenen Wählerschichten 
(Kirchenferne, Befragte bis zu einem Alter von 35 Jahren) nach dem Regierungs-
wechsel auf Distanz zur politischen Führung. Dagegen konnte diese in der 
traditionellen Klientel der Unionsparteien (regelmäßige Kirchgänger, Selbstän-
dige, Landwirte) einen zum Teil beachtlichen Vertrauenszuwachs erzielen. 
Bemerkenswert erscheint vor allem die Erosion des Regierungsvertrauens unter 
den jungen Bundesbürgern: In der Gruppe der 18- bis 24jährigen nahm es 
zwischen 1980 und 1982 von 86 auf 53 Prozent ab, in der folgenden Altersgruppe 
26 1981: 6,3 Prozent; 1982: 5,3 Prozent. 
27 Vgl. ausführlicb: Oscar W. Gabriel (Anm. 22), S. 249ff., S. 267ff. 
Quelle: Sozialwissenscbaftlicbes Forscbungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., 
St. Augustin. 
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Tabelle 3: Regierungsvertrauen und politische Einstellungen 10 der 
Bundesrepublik Deutschland 1974, 1980 und 1982 (Angaben 
positiver Aussagen in Prozent) 
Parteipräferenz1 
CDUICSU 
SPD 
FDP 
GRÜNE 
keine Partei 
Alle Befragten 
Cramer's V 
N 
Links-Recbts-Position2 
Links (1-3) 
Mitte (4-7) 
Rechts (8-10) 
Alle Befragten 
Cramer's V 
TauC 
N 
Materialismus - Postmaterialismus3 
Materialisten 
Miscbgruppe 
Postmaterialisten 
Alle Befragten 
Cramer's V 
TauC 
N 
1974 
52 
74 
72 
51 
60 
.15"· 
2040 
63 
62 
50 
60 
.11·" 
-.09··· 
2022 
57 
61 
61 
59 
.06· 
.03· 
2147 
1980 
72 
94 
96 
52 
80 
84 
.19·· 
1696 
81 
85 
78 
84 
.14"· 
-.12·" 
1738 
83 
82 
83 
83 
.06 
-.04· 
1816 
1982 
94 
47 
75 
15 
67 
68 
.32·" 
1367 
40 
66 
94 
68 
.28·" 
.37··· 
1448 
79 
66 
33 
68 
.24"· 
-.23·" 
1448 
1 Die Parteipräferenz wurde in allen drei Studien durch die folgende Frage ermittelt: 
,. Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere Zeit einer bestimmten politischen 
Partei zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: 
Neigen Sie - ganz allgemein gesprochen - einer bestimmten Partei zu? Wenn ja 
welcher? .. 
Anhänger »Sonstiger Parteien« bleiben unberücksichtigt. 
2 Die Position der Befragten auf dem Rechts-links-Kontinuum wurde 1974 und 1980 auf 
einer Zehn-Punkte-Skala erfaßt. Die Angaben in Tabelle 3 beziehen sich auf die den 
Positionen »Rechts«, ,.Mitte« und ,.Links .. zugeordneten Skalenwerte. Die Erhebungs-
frage lautete: ,. Viele Leute verwenden die Begriffe Links und Rechts, wenn es darum 
60 
geht, unterschiedliche politische Einstellungen zu kennzeichnen. Wir haben hier einen 
Maßstab, der von links nach rechts verläuft. Wenn Sie an Ihre eigenen politischen 
Ansichten denken, wo würden Sie diese Ansichten auf einer Skala einstufen?« 
Im Jahre 1982 wurde die Links-Rechts-Position mit einer EIf-Punkte-Skala erhoben. Als 
Links wurden die Werte 1 bis 3, als Rechts die Werte 9 bis 11 verschlüsselt, die übrigen 
Werte sind zur Mitteposition zusammengefaßt. Die Frageformulierung im Jahre 1982 
lautete: »Es gibt eine Reihe von Begriffen, die man immer wieder hört, wenn von den 
politischen Parteien die Rede ist, z.B. >links< und >rechts< . ... Und nun hätten wir gerne 
von Ihnen gewußt. wo Sie sich auf dieser Skala einordnen.« 
3 Zur Messung materialistischer, gemischter und postmaterialistischer Orientierungen vgI. 
Oscar W. Gabriel (Anm. 22), S. 125ft. m.w.L. 
Der Vertrauensindex für das Jahr 1974 besteht aus den vier in Tabelle 1 enthaltenen 
Items, der Vertrauensindex für die Jahre 1980 und 1982 ist aus der Beurteilung der 
Gerechtigkeit und Fairneß der Bundesregierung sowie ihres Engagements für den Schutz 
der Bürgerfreiheiten gebildet (vgI. ebenfalls Tabelle 1). 
• Signifikant auf dem 95 %-Niveau 
•• Signifikant auf dem 99%-Niveau 
... Signifikant auf dem 99,9%-Niveau 
Quelle: Politische Ideologie I und 11, Wahlstudie 1983. 
(25 bis 34 Jahre) bewegte sich der Vertrauensschwund in einer ähnlichen Größen-
ordnung (1980: 83 Prozent, 1982: 58 Prozent; auf die Vorlage von Tabellen wird 
verzichtet) . 
Obwohl die Zugehörigkeit zu bestimmten gesellschaftlichen Gruppen in der 
Bundesrepublik - gemessen an den einschlägigen statistischen Kriterien - nur 
einen schwachen Einfluß auf das Regierungsvertrauen ausübt, läßt sich an der 
zwischen 1980 und 1982 eingetretenen Veränderung die Bedeutung des Parteien-
wettbewerbs für das Vertrauen zur Regierung recht deutlich erkennen. Auch die 
für die Bundesrepublik typischen Volksparteien repräsentieren Koalitionen zwi-
sehen politischen Führungsgruppen und bestimmten Teilen der Bevölkerung. 
Entsprechend führt ein Regierungswechsel zur Umstrukturierung der Loyalität 
dieser Gruppen zur amtierenden Führung. Besonders klar tritt dieser Mechanis-
mus zu Tage, wenn man statt der gesellschaftlichen Korrelate der Parteibindung 
die unmittelbar mit dem Parteienkonflikt verbundenen Einstellungen (Parteiprä-
ferenz, Selbsteinstufung auf dem Links-Rechts-Kontinuum) untersucht. Die in 
Tabelle 3 enthaltenen Daten dokumentieren diese Zusammenhänge und bedürfen 
keiner ausführlichen Kommentierung. 
Nicht allein die Vertrauensbeziehungen zwischen der Regierung und den Anhän-
gern der verschiedenen politischen Lager erfuhren im Zusammenhang mit dem 
Regierungswechsel eine Veränderung. Nach einer in der politischen Soziologie 
weit verbreiteten These findet gegenwärtig in den westlichen Industriegesellschaf-
ten ein Übergang von materialistischen Sicherheits- und Erhaltungszielen zu 
partizipativ-egalitären, postmaterialistischen Wertvorstellungen statt. Diese neue 
Spannungslinie überlagert die für die Ausbildung der westlichen Parteiensysteme 
maßgeblichen Verteilungs- und Konfessionskonflikte, und sie führt linken, wand· 
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lungsorientierten Parteien eine neue Anhängerschaft zu28. In Übereinstimmung 
mit dieser These gab es 1982, anders als in den beiden zuvor untersuchten Jahren, 
einen deutlichen Zusammenhang zwischen den politischen Wertorientierungen 
und dem Regierungsvertrauen der Bundesbürger. Bei Personen mit materialisti-
schen Präferenzen hatte der Wechsel von der sozialliberalen Koalition zur unions-
geführten Regierung keine wesentlichen Spuren hinterlassen, bei den Postmate-
rialisten dagegen war ein dramatischer Vertrauenseinbruch zu verzeichnen. 
Der mit dem Regierungswechsel verbundene Wandel in den Vertrauensbeziehun-
gen zwischen der Regierung und bestimmten Bevölkerungsgruppen ist in der 
parteienstaatlichen Demokratie im Prinzip ein normaler Vorgang. Dennoch stellt 
sich die Frage, ob nicht das Ausmaß des zwischen 1980 und 1982 bei den 
Anhängern der SPD und der GRÜNEN erkennbaren Einstellungswandels proble-
matisch ist, insbesondere, wenn man zum Vergleich das Regierungsvertrauen der 
Parteigänger der oppositionellen Union im Jahre 1980 heranzieht. Während 1980 
fast drei Viertel der Unionsanhänger Vertrauen zur sozialliberalen Koalitionsre-
gierung bekundeten, äußerte sich 1982 nahezu jeder zweite Anhänger der SPD 
negativ zur Arbeit der Bundesregierung. Im Lager der GRÜNEN gaben lediglich 
15 Prozent an , der Regierung zu vertrauen. 
Das Antwortverhalten der SPD-Anhänger steht mit den Funktionserfordernissen 
der Wettbewerbsdemokratie im Einklang, denn die kritische Einschätzung der 
Regierungsarbeit geht in erster Linie auf Zweifel an der Gerechtigkeit und 
Fairneß der Bundesregierung zurück (51 Prozent). Dieses Einstellungsmuster ist 
wesentlich stärker mit tagespolitischen Konflikten verbunden als die Bewertung 
des Engagements der Regierung für den Schutz der bürgerlichen Freiheiten. In 
dieser Hinsicht vertraut auch eine breite Mehrheit im Lager der SPD (73 Prozent) 
der amtierenden Regierung. Das für das Funktionieren der demokratischen 
Kontrollmechanismen benötigte Zusammenspiel von Vertrauen und Zynismus 
scheint unter den Anhängern der SPD durchaus gegeben. 
Die Tendenz zur Spaltung der politischen Kultur in zwei feindliche, durch tiefes 
Mißtrauen voneinander getrennte Lager manifestiert sich dagegen in der Ein-
schätzung der Regierungsarbeit durch die Wähler der GRÜNEN. Eine knappe 
Mehrheit unter ihnen spricht der Regierung die Bereitschaft ab, die Freiheit der 
Bürger zu schützen. Daß sie gegen die Prinzipien von Gerechtigkeit und Faimeß 
verstößt, scheint für fast drei Viertel der Anhänger dieser Partei eine ausgemachte 
Sac~~. Auf der anderen Seite treten die Wähler der Unionsparteien den 
GRUNEN mit außerordentlich negativen Gefühlen entgegen. In diesen Einstel-
lungen zeigt sich die Wiederbelebung der »Lagermentalität .. , die David P. Con-
radt29 mit der Bildung der Großen Koalition im Jahre 1966 bereits überwunden 
28 Vgl. Ronald Inglehart, Value Priorities and Socioeconomic Change, in: Samuel H. 
BarnesIMax Kaase u. a. (Anm. 23). 
29 David P. Conradt (Anm. 16), S. 235ff. 
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sah. Allerdings läßt sich gegenwärtig noch nicht sagen, ob das Freund-Feind-
Denken wieder einen festen Platz in der politischen Vorstellungswelt der Deut-
schen gewonnen hat, oder ob die Polarisierung eher eine vorübergehende Erschei-
nung darstellt. 
Das Gefühl politischer Effektivität 
Das Regierungsvertrauen stellt nach vorherrschender Auffassung eine Reaktion 
auf die materiellen und symbolischen Leistungen der politischen Führung, d. h. 
auf Outputs des politischen Systems, dar. Allerdings sind die Beziehungen der 
Bevölkerung zur Politik auch über deren Input-Komponente, den Prozeß der 
politischen Willensbildung, der Interessenartikulation und -aggregation vermit-
telt. Eine besondere Bedeutung besitzt in diesem Zusammenhang die Überzeu-
gung von der Offenheit, Transparenz, Beeinflußbarkeit und Verantwortlichkeit 
des politischen Systems. Dieser erstmals anläßlich der US-Präsidentschaftswahl 
1952 systematisch untersuchte Komplex partizipations- oder einflußbezogener 
Orientierungen wird in der Literatur als Effektivitätsbewußtsein bezeichnet30• 
Kenneth Prewitt31 charakterisiert diese Einstellung als die von einer Person 
wahrgenommene Möglichkeit, durch eigene Anstrengungen die gesellschaftliche 
oder politische Umwelt gestalten zu können. Wie das politische Vertrauen bildet 
sich das Gefühl politischer Effektivität in der Primärsozialisation heraus, kann 
aber durch spätere Erfahrungen im Erwachsenenalter verstärkt oder abge-
schwächt werden: »The efficacious person views bis political self with respect. He 
feels powerful, competent and important. He holds a corollary set of expectations 
with respect to political officials; they are concemed about his vote and heed bis 
demands. These self-evaluations and orientations toward political authorities are 
related to a generalized set of attitudes about the political system '- for example, 
that elections matter or that leadersbip circles can be influenced or even penetra-
ted.«32 (»Der effektive Mensch empfindet für sich selbst Respekt. Er fühlt sich 
mächtig, kompetent und wichtig, und er erwartet, daß auch die politische Führung 
dies tut. Sie legt seiner Ansicht nach auf seine Stimme Wert und schenkt seinen 
Erwartungen Aufmerksamkeit. Dieses Selbstverständnis und diese Einstellungen 
gegenüber der politischen Führung verbinden sich mit entsprechenden Vorstellun-
gen vom politischen System, z.B. damit, daß Wahlen eine wichtige Rolle spielen 
oder daß der normale Bürger die politischen Führungsgruppen beeinflussen oder 
gar in sie vordringen kann.«) 
30 Vgl. Paul A . Abramson (Anm. 23), S. 135ft. 
31 Kenneth Prewitt, Political Efficacy, in: David L. Sills (Ed.), The International EncycJo-
pedia of the Social Sciences, Bd. 12, New York. 1968, S. 225ft. 
32 Ebd., S. 255. 
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Nach Almond und Verba33 stellt das staatsbürgerliche Kompetenzbewußtsein in 
der politischen Kultur eines Landes das Gegengewicht zum politischen Vertrauen 
bzw. zur »Untertanenkompetenz« dar. Während dieses Orientierungsmuster der 
Regierung den zum effektiven politischen Handeln benötigten Spielraum ver-
schafft, besteht die politische Bedeutung des Effektivitätsgefühls darin, die Macht 
der Regierung öffentlichen Kontrollen zu unterwerfen, sie dadurch zu beschrän-
ken und das Handeln der Regierung an die Präferenzen der Bevölkerung zu 
binden. Wenn die politische Führung mit einer selbstbewußten, handlungsberei-
ten Öffentlichkeit rechnen muß, die im Bedarfsfalle dazu bereit ist, Druck zur 
Durchsetzung ihrer Forderungen auszuüben, dann wird sie ihre Politik - im 
Rahmen der bestehenden Möglichkeiten - relativ eng an den Wünschen der Nicht-
Eliten und ihrer Interessenvertreter ausrichten34 . 
Weder die politischen Traditionen noch die konkreten politischen Bedingungen in 
der Nachkriegszeit erleichterten den Bundesbürgern den Erwerb staatsbürger-
lichen Kompetenzbewußtseins. Den Verfassungsvätern waren die negativen 
Erfahrungen mit den direkt-demokratischen Institutionen der Weimarer Republik 
noch gegenwärtig. Sie hatten auf diesem Hintergrund das politische System der 
Bundesrepublik von plebiszitären Elementen geradezu desinfiziert. So verfügte 
die Bevölkerung kaum über Möglichkeiten, durch eigene Erfahrung partizipative 
Einstellungen zu erwerben und den auf diese Weise historisch bedingten Rück-
stand gegenüber den etablierten westlichen Demokratien aufzuholen. Dement-
sprechend bewerteten Kendall L. Baker, Russel J. Dalton und Kai Hildebrandes 
das schwach entwickelte Effektivitätsbewußtsein als gravierenden Defekt der 
politischen Kultur des frühen Nachkriegsdeutschland: » ... political efficacy was 
a1armingly low in 1959; indeed, only about a quarter of the population feit that 
they had a say in what govemment did and Iittle more than a tenth saw means 
other than voting for influencing politics. Undoubtedly, earlier timepoints would 
uncover even lower levels of political efficacy«. ( .. Das Gefühl politischer Effektivi-
tät war im Jahre 1959 alarmierend niedrig; lediglich ein Viertel der Bundesbürger 
vertrat die Auffassung, sie hätten eine Mitsprachemöglichkeit bei der Regierungs-
politik. Nur wenig mehr als ein Zehntel sah neben der Stimmabgabe bei Wahlen 
weitere politische Einflußmöglichkeiten. Zu einem früheren Erhebungszeitpunkt 
hätte man zweifellos ein noch schwächer entwickeltes Effektivitätsbewußtsein 
festgestellt.«) Auch zehn Jahre nach der Etablierung eines demokratischen Re-
gimes schien die obrigkeitsstaatliche Tradition Deutschlands, wie auch Almond 
und Verba nachwiesen, ziemlich ungebrochen36• 
Nachhaltige Veränderungen stellten sich erst seit der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre ein. Sie stehen in einem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit der 
33 Gabriel A. Almond/Sidney Verha (Anm. 1). S. 136ff .. S. 343. 
34 Vgl. auch William A. Gamson (Anm. 20), S. 42. 
35 Kendall L. BakerlRussel J. DaltonIKai Hildebrandt (Anm. 16), S. 28. 
36 Vgl. Gabriel A. A1mondlSidney Verba (Anm. 1), S.126, 14Off.; siehe auch Martin 
GreiffenhagenlSylvia Greiffenhagen (Anm. 17), S. 65ff. 
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Tabelle 4: Politische Effektivität in der Bundesrepublik Deutschland, 
1959-1980 (Angaben: Anteil positiver Aussagen in Prozent)! 
PPD 
1959 1969 1972 1974 1976 1980 1969-1980 
Leute wie ich haben so oder so 
keinen Einfluß darauf, was die 
Regierung tut 25 31 35 26 39 40 +152 
Neben den Wahlen gibt es 
keinen anderen Weg, um darauf 
Einfluß zu nehmen, was die 
Regierung tut 20 26 24 26 + 6 
Manchmal ist die ganze Politik so 
kompliziert, daß jemand wie ich 
gar nicht versteht, was vorgeht 21 35 33 40 36) +15 
Ich glaube nicht, daß sich die 
Politiker viel darum kümmern, 
was Leute wie ich denken 32 40 33 44 42 +10 
N 955 1945 1603 2243 2076 1518 
1 Genaue Angaben zur Formulierung der Fragen und Antwortvorgaben im Anhang zu 
Oscar W. Gabriel (Anm. 22). 
2 1959-1980. 
3 Mai-Umfrage (N = 1050); die übrigen Angaben entstammen der September-Umfrage. 
Quelle: Civic Culture, Politik in Deutschland (1969), Politische Ideologie, Wahlstudien 
1972-1980 
,.partizipatorischen Revolution«, die zwar nicht auf Deutschland beschränkt war, 
sich hier aber infolge des starken Nachholbedarfs besonders deutlich zeigte. Die in 
Tabelle 4 enthaltenen Daten gewinnen insofern ihre volle Aussagekraft erst dann, 
wenn man sie im Kontext der veränderten Formen konventionellen und unkon-
ventionellen politischen Verhaltens in der Bundesrepublik deutet, also das zuneh-
mende Engagement der BundesbÜfger in Parteien und Bürgerinitiativen, die auf 
hohem Niveau noch expandierende Wahlbeteiligung, die verstärkte Teilnahme an 
Demonstrationen u. a. m. bei der Interpretation berücksichtigt. 
Vor diesem Hintergrund ergibt sich ein recht klares Bild: Abgesehen von einem 
offenkundig situationsbedingten Einbruch im Jahre 1974 hat sich das Vertrauen 
der Bundesbürger in die eigenen Einflußmöglichkeiten, in die Offenheit und in die 
Durchschaubarkeit der Politik bis zum Jahre 1976 deutlich erhöht und stagniert 
seither auf einem für die Bundesrepublik hohen Niveau. Eine Ausnahme bildet 
die Einschätzung der neben den Wahlen verfügbaren Einflußmöglichkeiten, doch 
ist die Verwendbarkeit dieses Indikators zu Recht umstritten. Wie schon beim 
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politischen Vertrauen beobachtet, entwickelte sich die politische Kultur der 
Bundesrepublik gänzlich anders als die der USA, wo die Überzeugung von der 
Offenheit, der Durchschaubarkeit und der Verantwortlichkeit der Politik seit 1960 
zurückging. Das Fortwirken der länderspezifischen Traditionen zeigt sich aller-
dings auch daran, daß auch 1980 die partizipativen Orientierungen in der Bundes-
republik unter dem in den USA festgestellten Niveau lagen37 • 
Dieselben Faktoren, die die »partizipatorische Revolution« in der Bundesrepublik 
bewirkten, begünstigten auch die Ausbreitung des staatsbürgerlichen Kompetenz-
bewußtseins, das zu den wichtigsten Vorhersagegrößen politischer Beteiligung 
gehört. Von den einschlägigen Modernisierungsindikatoren übte vermutlich der 
Wandel des Bildungssystems die nachhaltigste Wirkung auf die Demokratisierung 
der politischen Kultur aus. Noch in einer Publikation aus dem Jahre 1971 hatte 
Ralf Dahrendorf38 die Bundesrepublik als »pädagogische Provinz« bezeichnet. 
Dieses Urteil kann sich auf international vergleichende Bildungsstatistiken stüt-
zen. Besonders deutlich tritt der provinzielle Zuschnitt des deutschen Bildungssy-
stems dieser Zeit in der dominierenden Rolle der Zwergschulen und in den 
Lehrplänen der Volksschulen zu Tage. Während das deutsche Gymnasium und 
die deutsche Universität international als vorbildlich galten, bestand für fast 90 
Prozent der Bevölkerung Bildung im Erlernen der Grundrechenarten, im Erwerb 
der Lese- und Schreibkunde sowie - in weiten Teilen der Bundesrepublik - in der 
Sozialisation in ein christliches Weltbild. Die Undurchlässigkeit der Bildungsinsti-
tutionen machte die frühzeitige Entscheidung über die Position eines Individuums 
im sozialen Schichtungssystem weitgehend unumkehrbar. Ein solches Bildungssy-
stem stützte durch die systematische Abschottung der Eliten von den Nicht-Eliten 
den Obrigkeitsstaat, es war aber sicher nicht dazu in der Lage, dem Großteil der 
Bürger staatsbürgerliches Kompetenzbewußtsein zu vermitteln39• 
Im Anschluß an die Reformmaßnahmen der Jahre 1965 bis 1975 gelang der 
Bundesrepublik der Anschluß an die internationale Bildungsentwicklung. Der 
Ausbau der höheren Bildungsinstitutionen und ihre Öffnung für bis dahin bil-
dungsferne Schichten veränderten nicht nur die Sozialstruktur, sondern auch die 
politische Kultur. Wie bereits Almond und Verba~ nachgewiesen hatten, steigt 
mit zunehmendem Bildungsniveau das staatsbürgerliche Kompetenzbewußtsein. 
Diese Feststellung trifft für die Bundesrepublik der siebziger Jahre gleichfalls zu 
(vgl. Tabelle 5). In der Personengruppe mit einer abgeschlossenen Gymnasial-
oder Hochschulausbildung schätzte sich eine mehr oder weniger große Mehrheit 
als politisch effektiv ein, und selbst unter den Mittelschulabsolventen tritt von Fall 
zu Fall ein solcher Effekt ein. Diese beiden Bildungsschichten sind seit der Mitte 
der sechziger Jahre am stärksten gewachsen. Da kein anderes Status- oder 
37 Vgl. zu den USA: Paul A. Abramson (Anm. 23), S. Inff. 
38 Ralf Dahrendorf (Anm.13), S. 327ff. 
39 Vgl. ebd., S. 313ff. 
40 Gabriel A. AlmondlSidney Verba (Anm. 1), S. 161 ff. 
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Rollenmerkmal auch nur annähernd so eng mit dem Effektivitätsbewußtsein 
zusammenhängt, kann man die Ausbreitung partizipativer Orientierungen in der 
Bundesrepublik zumindest zu einem großen Teil auf den Wandel des Bildungs-
systems zurückführen. 
Auf der Grundlage der verfügbaren Daten muß offenbleiben, wie die positive 
Beziehung zwischen dem formalen Bildungsniveau und dem Kompetenzbewußt-
sein der Bevölkerung inhaltlich zu begründen ist. Für unplausibel halte ich die 
Annahme, die im politischen Unterricht erworbenen Kenntnisse und Wertvorstel-
lungen förderten die Überzeugung von der Offenheit, Durchschaubarkeit und 
Verantwortlichkeit der Politik. Es ist eher zu vermuten, daß eine qualifizierte 
Schulbildung generell die Neigung begünstigt, die soziale Umwelt als kontrollier-
bar und durchschaubar anzusehen. Solche Vorstellungsmuster kommen dann auch 
der aktiven Auseinandersetzung mit politischen Vorgängen zugute. 
Entwicklungsperspektiven und Demokratieadäquanz 
der politischen Kultur der Bundesrepublik 
Einer Konfrontation mit dem vorhandenen Datenmaterial halten die verbreiteten 
Behauptungen über eine Staats- und Politikverdrossenheit der Bundesbürger 
nicht stand41 • Im Vergleich mit früheren, durch die empirische Forschung aller-
dings kaum erschlossenen Entwicklungsabschnitten der deutschen Geschichte und 
mit anderen westlichen Demokratien erweisen sich die Beziehungen der Bevölke-
rung zum politischen System in der Bundesrepublik keineswegs als besonders 
belastet. Das traditionell stark ausgeprägte Regierungsvertrauen gehört zu den 
typischen Merkmalen der politischen Kultur Deutschlands. Periodische Schwan-
kungen dieser Einstellung entsprechen den Funktionserfordernissen demokrati-
scher Politik, denn erst sie ermöglichen den Wechsel in der Regierungsverantwor-
tung. Es gibt auch keine Anzeichen dafür, daß das System- oder das Regierungs-
vertrauen der Deutschen stärker instrumentell motiviert wäre als in anderen 
Demokratien. Gerade das hohe Maß an Systemakzeptanz in Zeiten wirtschaft-
licher Instabilität42 und das stark ausgeprägte Vertrauen in die Gerechtigkeit und 
Fairneß der Regierung und des politischen Systems in einer Periode einschneiden-
der Eingriffe in soziale Besitzstände widerlegen die Einschätzung der Bundesrepu-
blik als Schönwetterdemokratie. 
41 Vgl. kritisch dazu auch: Manfred Küchler, Staats-, Parteien- und Politikverdrossenheit, 
in: Joachim Raschke (Hrsg.), Bürger und Parteien. Ansichten und Analysen einer 
schwierigen Beziehung, Opladen 1982, S. 39-54; Max Kaase, Legitimitätskrise in west-
lichen demokratischen Industriegesellschaften: Mythos oder Realität?, in: Helmut K1a-
geslPeter Kmieciak (Hrsg.), Wertwandel und gesellschaftlicher Wandel, FrankfurtlNew 
York 1979, S. 3~350. 
42 Vgl. Oscar W. Gabriel (Anm. 22), S. 279ft.; international vergleichende Daten bei Max 
Kaase (Anm. 8). 
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Wie sämtliche verfügbaren Daten erkennen lassen, vertrauen die Bundesbürger 
ihrer politischen Führung nicht vorbehaltlos, sie stehen ihr aber auch nicht von 
vornherein mißtrauisch gegenüber. In den einschlägigen Umfragen sind fast 
ausnahmslos die mittleren, gemäßigt positiven oder gemäßigt negativen Antwort-
kategorien am stärksten besetzt. Bedingungsloses Vertrauen oder uneinge-
schränkter Zynismus treten nur bei kleinen Minderheiten auf. Die beschriebene 
Einstellung zur Regierung dominiert in allen gesellschaftlichen Teilgruppen. Es 
spricht einiges dafür, die Output-Orientierungen der Bevölkerungsmehrheit als 
»wachsamen Zynismus« zu charakterisieren, den Jack Citrin43 als Merkmal einer 
funktionsfähigen Wettbewerbsdemokratie ansieht. 
Dieser traditionelle Zug der politischen Kultur hat sich allem Anschein nach über 
die Regimewechsel dieses Jahrhunderts hinweg erhalten. Er bleibt ein prägendes 
Merkmal der Beziehungen der Deutschen zur Politik, konnte aber zunehmend mit 
demokratisch-partizipativen Komponenten verschmolzen werden. Das lange Zeit 
typische Gefälle zwischen dem politischen Vertrauen und dem Effektivitätsbe-
wußtsein ist noch keineswegs überwunden, hat sich aber abgeschwächt. Sieht man 
von den Vereinigten Staaten ab, dann ist die staatsbürgerliche Kompetenz in der 
Bundesrepublik nicht mehr schwächer ausgebildet als in anderen westlichen 
Demokratien; das Vertrauensniveau liegt im internationalen Vergleich sehr hoch. 
Die kulturellen Voraussetzungen für das Funktionieren der deutschen Demokra-
tie haben sich während der vergangenen vierzig Jahre sicherlich nicht verschlech-
tert, wie auch Baker, Dalton und Hildebrandt betonen: »One of the most 
dramatic changes affecting West German electorate has been the transition from a 
subject political culture to a truly >Civic Culture< . Democratic and participatory 
norms have become widespread, and system support is weIl developed and 
generalized. Throughout the 1970s, the German population continued to express 
almost universal satisfaction with the democratic system. German democracy is 
apparently better rooted today than at any previous time in history.,,044 (»Eine der 
dramatischsten Veränderungen, die sich in der deutschen Wählerschaft vollzogen, 
war der Übergang von einer Untertanenkultur zu einer wirklichen Staatsbürger-
kultur. Demokratisch-partizipative Werte und Normen breiteten sich in der 
deutschen Gesellschaft aus. Die Unterstützung des politischen Systems war hoch-
entwickelt, sie fand sich in allen gesellschaftlichen Teilgruppen. Auch während 
der siebziger Jahre brachte fast die gesamte deutsche Bevölkerung ihre Zufrieden-
heit mit der Demokratie zum Ausdruck. Die Demokratie ist heute in Deutschland 
fester verankert als zu irgendeinem früheren Zeitpunkt in der Geschichte.«) 
Für die Verschmelzung traditioneller und moderner Elemente war einerseits die 
durchgreifende gesellschaftliche Modernisierung im Deutschland der Nachkriegs-
43 Jack Citrin, Comment: Tbe Political Relevance of Trust in Govemment, in: American 
Political Science Review, 68 (1974) 4, S. 973-988. 
44 Kendall L. BakerlRussel J. DaitonIKai Hildebrandt (Anm.16), S. 287; vgl. auch David 
P. Conradt (Anm. 16). 
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zeit, andererseits die als erfolgreich perzipierte Regierungspolitik in der kritischen 
Phase ungesicherter Systemakzeptanz maßgeblich4s . Im Gegensatz zu den 
Befürchtungen von Helmut Klages und Willi Herbert46 belegen die hier präsen-
tierten Daten keine ,.kontraintuitiven Effekte der Bildungsrevolution«. Die Ver-
besserung der Bildungschancen für breite Bevölkerungsschichten trug vielmehr 
zur Ausbreitung partizipativer Normen bei, ohne das Vertrauen der Bevölkerung 
zur Regierung nachhaltig zu schwächen. Destabilisierende Effekte durch die 
Ausbreitung der elektronischen Massenmedien lassen sich für die Bundesrepublik 
ebenfalls nicht nachweisen. 
Die Entwicklung der vergangenen vierzig Jahre enthält keine Garantie für die 
Zukunft. Nur wenig spricht allerdings für die Annahme, daß der seit Mitte der 
siebziger Jahre beobachtbare Stillstand der politischen Mobilisierung einen Rück-
fall in obrigkeitsstaatliche Orientierungsmuster einleitet, wie manche Beobachter 
der politischen Entwicklung offenkundig annehmen. Wenn das Kompetenzbe-
wußtsein in der Bundesrepublik in jüngster Zeit nicht weiter zunahm und wenn 
dies nicht bloß eine vorübergehende Erscheinung ist, dann könnte man hierin 
auch den Abschluß eines politischen Normalisierungsprozesses, einer Anpassung 
der Orientierungsmuster an die Funktionserfordernisse demokratischer Regie-
rungsweise, sehen47• 
Solange aktuelle, mit früheren Erhebungsergebnissen vergleichbare Daten nicht 
vorliegen, bewegen sich die Annahmen über die gegenwärtigen Entwicklungsten-
denzen der politischen Kultur der Bundesrepublik am Rande der Spekulation. Mit 
Blick auf die vergangenen vier Dekaden erscheint aber die Vermutung begründet, 
daß sich infolge des politischen Mobilisierungsprozesses in den westlichen Demo-
kratien die Qualität der Beziehung zwischen den Eliten und den Nicht-Eliten 
veränderte. Die Bereitschaft, Entscheidungen der politischen Führung unbefragt 
zu akzeptieren, kann heute nicht mehr ohne weiteres unterstellt werden. Dadurch 
ist die Bundesrepublik ebensowenig unregierbar geworden wie durch die 
Zunahme der politischen Beteiligungsbereitschaft. Es erscheint keineswegs ausge-
macht, daß zunehmende Anforderungen an die Kompetenz und Überzeugungsfä-
higkeit der politischen Führung das Funktionieren des politischen Systems beein-
trächtigen. Wesentlich unbegründeter ist die Erwartung, politische Folgebereit-
schaft und Apathie könnten einen positiven Beitrag zur Verbesserung der Regie-
rungspolitik leisten. 
45 Vgl. dazu auch: Max Kaa~e (Anm. 8), S.l09ff. 
46 Helmut KlagesIWilli Herbert, Wertorientierungen und Staatsbezug. Untersuchungen zur 
politischen Kultur Deutschlands, FrankfurtlNew York 1983, S. 114ff. 
47 Vgl. hierzu auch: Max Kaase (Anm. 8), S.105ff. 
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